Sehr geehrter Herr Bürgermeister Maximilian Eichstetter,

gemäß Hinweis im  Kreisboten v. 15.10. ist eine Bürgerversammlung terminisiert und nur Bürger mit Erstwohnsitz  wird die Möglichkeit geboten sich zu beteiligen und Anregungen zu übermitteln:

·  Nutzen Sie diese Chance! Sagen Sie uns, wo der Schuh drückt! Wirken Sie mit, unsere schöne Stadt Füssen noch liebens- und lebenswerter zu machen!
Da eben doch etwa 1600 Bürger mit Zweitwohnsitz nicht unerheblichen Beitrag in Form von Steuern und Abgaben zu Gunsten der Stadt plus Unerstützung  Gastronomie  und dem Einzelhandel , leisten, wäre es wohl angebracht, diese nicht gänzlich auszuschließen bei der Stadtpolitik- es sei denn man ist bestrebt diesen die kalte Schulter zu zeigen oder gar generell zur Aufgabe des Zweitwohnsitzes  zu raten bzw. zu fordern.

Wie bei unserer Gespräche im Rathaus im Juni dieses Jahres  versucht wurde lieber einen Konsens zu finden als auf Konfrontation zu setzen, sollte doch so eine Bürgerversammlung  genügend Anlass sein -  auch Monate später darüber nachzudenken.

Vom Verein "Freunde für Ferien in Bayern e.V."  möchten wir auf die augenblickliche Lage bezüglich rechtswidrige Satzungen und Erhebung der Zweitwohnungssteuer,  nur in Bayern so anzutreffen, aufmerksam machen, denn von  den 160 Kommunen ( von 2056 Gesamtkommunen) in Bayern erheben 44 Kommunen von 30750 Zweitwohnsitzen  eine Steuer mit rechtswidrigen nicht zulässigen Satzungen eine Zweitwohnungssteuer. 

Also nahezu 25 % von insgesamt 116 500 Zweitwohnsitzen in Bayern werden damit betrogen, und das nur weil diese keinen Widerspruch  gegen derartige Steuerbescheide erheben. Es fehlt eben die Aufklärung der Bürger insgesamt  über die derzeitige Rechtsprechung. Füssener Satzung ist zwar bisher noch nicht direkt damit  betroffen.  Aber eben sind zusätzlich alle Satzungen  in Bayern für rechtswidrig - auch die von Füssen- bei künftigen Normenkontrollklagen für rechtswidrig zu erklären. Wenn eben VG- Gerichte dazu nicht bereit oder in der Lage sind, bedarf es einer Grundsatzentscheidung  entweder vom Bundesverwaltungsgericht oder Bundesverfassungsgericht - da eben in allen Satzungen  nachweislich gegen höheres Recht verstoßen wird. Es betrifft somit auch die Satzung von Füssen, wie überall in Bayern, mit dem Passus- bei Reduzierung der Zweitwohnungssteuer  und Nachweis der Nichtnutzung bei Vermietung an wechselnde Gäste über Hotel oder Agentur - dadurch verliert eben so eine Satzung die Rechtmäßigkeit, da für diese Vermietung grundsätzlich eine über einen Bauantrag eingereichte bzw. genehmigte Nutzungsänderung vorliegen muss. Alle bisherigen Vermietungen  in diesem Zusammenhang müssen konsequent vom Landratsamt - der Kommunalen Aufsicht - mit einem Vermietungsverbot geahndet werden.  In nur wenigen Landkreisen  wird hier nach Recht und Ordnung überwacht und reagiert, trotz Aufforderungen und Hinweisen von unserer Seite.  Allerdings hat sich so mancher Landrat inzwischen der illegalen Vermietung  angenommen und entsprechende Verbote erlassen.

Folglich sollten Sie bei Ihrer Bürgerversammlung auch alle Einheimischen Vermieter darauf aufmerksam machen, dass eben alle Vermietungen an wechselnde Gäste in Wohngebieten ohne genehmigte Nutzungsänderung  es sich um illegale Vermietungen handeln würde. Bestimmt sind diese Ihnen später dankbar, wenn  eben das Landratsamt  seine Aufsichtspflicht nachkommen wird und entsprechend  durchgreifen muss!

Wir werden auch bezüglich Missbrauch von staatlichen Zuwendungen in Form von Schlüsselzuweisungen für Nebenwohnsitze  von Jenen Kommunen welche seit 2005  eine Zweitwohnungssteuer erheben  und auf diese Doppelstrategie nicht verzichtet haben, es geht hier um relativ hohe Summen von allgemeiner Steuergeldverschwendung  (Jüngste Maskenaffäre nur ein Klacks)- denn  diese Schlüsselzuweisungen f. NWS wurde doch als Ersatz für nicht mögliche (verbotene)  Erhebung einer Zweitwohnungssteuer  im Jahr 1980 gewährt - nach Wegfall dieses Verbotes  entfiel wohl die Rechtsgrundlage  und nach Eingang einer Popularklage wurde vom Freistaat doch diese Zuwendungen vor einer Behandlung v Gericht gekürzt und auch die Kosten übernommen,  ab 2014 - allerdings noch jährlich weiter abgebaut - allerdings  waren alle weiteren ca 350 bayerische  Tourismusgemeinden, welche keine ZwSt erhoben haben doppelt benachteiligt, da eben diese Einnahmen aus der Zweitwohnungssteuer  nicht in die Bewertung der Finanzkraft  einbezogen - was eigentlich grundsätzliche  Bedeutung haben müsste - bei der Festlegung des Kommunalen Finanzausgleich.

Jedem Leistungsempfänger droht ein Verfahren entweder wegen Unterschlagung oder vorsätzlichem Betrug - wenn eben die zustehende Hilfsbedürftigkeit entfällt und dieses versucht wird nicht zu melden - mit einer Strafe und in der Folge zu viel bezogene Beträge zurückzuzahlen. Es darf nicht sein, dass für eine Kommune  juristisch eine andere Behandlung zusteht als einem  Staatsbürger.

Die ganze Misere hat doch der bayerische Gemeindetag vollkommen falsch eingeschätzt und die Staatsregierung mit  überwiegend unwahren Argumenten unter Druck gesetzt -dazu auch noch eine juristisch  unüberlegte Mustersatzung  den Kommunen  2005 zur Verfügung gestellt, wo eben von der ersten Stunde an, inzwischen nachweislich, nur diese unschuldigen  Bürger rechtswidrig  geschröpft werden sollten.

Im Grunde war und ist damit nur die inzwischen bekannte Hetze in einer Hasskampagne gegen Bürger mit Zweitwohnsitz gelandet.

Es ist wohl sehr schade, da eben weder mit der Geschäftsleitung des Gemeinde- oder Städtetag noch mit den wenigsten Mandatsträgern im bayerischen Landtag  dazu ein Gedankenaustausch stattfinden kann und schon erst Recht nicht mit Kommunalpolitikern von Kommunen mit vielen Zweitwohnsitzen, allerdings bestehen sehr viele Kontakte mit Kommunalpolitikern welche über und wegen der Zweitwohnungssteuer  sich im Nachteil befinden.

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Maximilian Eichstetter es ist nun Ihnen überlassen wie Sie diese Vorgänge beurteilen und dazu auch noch reagieren werden  verbleibe ich heut  mit freundlichen Grüßen

Josef Butzmann

weitere Ausführungen und Erläuterungen finden Sie  auf >>>www.buergenetzwerk-bayern.de
